
 
 
 
 
 
 
 

Tarifergebnis nach zähem Ringen 
Nach stundenlangen Verhandlungen erzielten am späten Donnerstagabend 
Arbeitgeber und Gewerkschaften ein akzeptables Ergebnis. Kein Grund zum Jubel, 
aber das Ziel, einen Inflationsausgleich zu erreichen und Reallohnverluste zu 
verhindern, wurde erreicht. Neben einer Entgelterhöhung konnten weitere wichtige 
Forderungen durchgebracht werden 

Das Ergebnis im Einzelnen: 
 

 Einmalzahlung in Höhe von 360 Euro 

 1,5 % ab 01.04.2011 

 1,9 % ab 01.01.2012 

 anschließend 17 Euro Sockelbetrag 

 Laufzeit 24 Monate ab 01.01.2011 
 
Entgeltordnung 
 

 Inkrafttreten 01.01.2012 

 Berücksichtigung der Bewährungsaufstiege 
bis zu sechs Jahren 

 Berücksichtigung der Drittelaufstiege 
bei den Ingenieuren 

 Dynamisierung der Zulagen und Vergütungs- 
gruppenzulagen (Vorarbeiter, Meister,  
Programmierer etc.) 

 
Das Verhandlungsergebnis beträgt für 2011 im Volumen 2,3 Prozent und für 2012  
2,55 Prozent. Die Regelungen zur Entgeltordnung umfassen ein Volumen von 0,25 Prozent. 
Damit ergeben sich über die gesamte Laufzeit Einkommensverbesserungen von 5,1 Prozent 

Für die Tarifbeschäftigten haben wir einen 
Tarifabschluss erzielt. Nun liegt es an den Ländern, 
dieses Ergebnis zeit- und inhaltsgleich auf die 
Beamtinnen und Beamten zu übertragen. Die GdP 
fordert Kurt Beck dazu auf.  Denn wer sorgt für die 
innere Sicherheit in Rheinland-Pfalz? 

 

 
 

V.i.S.P.: Margarethe Relet, GdP RP, Nikolaus-Kopernikus-Straße 15, 55129 Mainz 
Tel.: 06131 – 960090 +++ www.gdp-rp. 

 

            

           Mainz, 11.03.2011 

 

Wir machen 
das. 

Wer sonst? 

 

 

Wir machen das. 

Wer sonst? 
 

Auszubildende  
 

 Einmalzahlung in Höhe von 120 Euro 

 1,5 % ab 01.04.2011 

 1,9 % ab 01.01.2012 

 anschließend Sockelbetrag 6 Euro 

 Laufzeit 24 Monate ab 01.01.2011 

Allgemeines 
 

 landesbezirkliche Öffnungsklausel 
für die Altersteilzeit 

 unbefristete Weitergeltung der 
bisherigen Übernahmeregelung für 
Auszubildende (12 Monate) 

 

Juergen
Beschriftung
Übernahme Beamte, siehe unten!
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MAINZ (dapd). Der Tarifabschluss für
die Beschäftigten im öffentlichen
Dienst der Länder wird in Rhein-
land-Pfalz auf die Beamten übertra-
gen. Das kündigte Ministerpräsident
Beck gestern an. Beck nannte den Ab-
schluss „vernünftig und abwägend“.
Die Kosten für das Land bezifferte er
auf 30 Millionen Euro. Auch andere
Länder wie Baden-Württemberg
oder Sachsen wollen das Ergebnis
auf ihre Landesbeamten übertragen.

Die Gewerkschaften und die Tarif-
gemeinschaft deutscher Länder hat-
ten sich am Donnerstagabend auf ei-
nen Tarifvertrag für die knapp
600.000 Angestellten der Länder ge-
einigt. Demnach erhalten die Be-
schäftigten 2011 eine Einmalzah-
lung von 360 Euro sowie eine Lohner-
höhung von 1,5 Prozent. Anfang
2012 sollen die Gehälter um weitere
1,9 Prozent steigen. Zusätzlich gibt
es einen Sockelbetrag von monatlich
17 Euro. Keine Einigung gab es in der
Frage eines Tarifvertrags für ange-
stellte Lehrer. Ein entsprechendes
Abkommen für Lehrkräfte in Rhein-
land-Pfalz forderte DGB-Landeschef
Muscheid.

Das war doch klar, werden die Ver-
fechter der Atomkraft sagen: Wenn
irgendwo auf der Welt etwas schief
läuft mit Kernkraft, fängt bei uns in
Deutschland – wo die sichersten
Anlagen der Welt stehen – wieder
die Debatte um die Atomkraft an.
Jetzt, nach dem verheerenden See-
beben in Japan, hat es dort in ei-
nem Atomkraftwerk gebrannt, bei
anderen haben die Kühlsysteme
versagt. Was die Kernkraft-Anhän-
ger nicht sagen, aber über die Dis-
kussion in Deutschland denken, ist:
So ein Schmarrn!

Genau das ist der Denkfehler. Die
nukleare Energieerzeugung kann
nicht allein durch die nationale Bril-
le gesehen werden. Denn im Falle
eines größeren Unfalls, aus wel-
chem Grund auch immer, blieben
ja die Auswirkungen nicht aufs ei-

gene Land beschränkt. Jeder Unfall
irgendwo auf der Welt führt vor Au-
gen, welches Risiko in dieser Tech-
nik schlummert. Sei es, weil ein Be-
ben die Anlage erschüttert, weil
Terroristen einen Anschlag ver-
üben oder veraltete Reaktoren aus
dem Ruder laufen.

Auf dem Papier lässt sich die Lauf-
zeit von AKW – wie von Schwarz-
Gelb betrieben – mal eben um ein
paar Jährchen verlängern. Doch
wenn jetzt in Japan wirklich ein
schlimmer Unfall passiert, wäre
das deutsche Gesetz über längere
Laufzeiten nicht mehr viel wert. Zu-
mindest in der Bundesrepublik
käme es zum Ausstieg aus dem Aus-
stieg aus dem Atomausstieg. Offen
ist zudem, ob die Erdstöße nicht
auch die japanischen Ausbaupläne
der Nuklearkraft zerstört haben.

VON WINFRIED FOLZ, BERLIN

Vergangenen Montag strömten nicht
wenige Menschen in einen Berliner
Hinterhof. Im Kreuzberger „English
Theatre“ war ein Abend über irische
Literatur angekündigt, musikalisch
umrahmt von einer Dame an der Har-
fe. Die Literatur ist voll von Büchern
irischer Autoren. Seit Jahrhunderten
können die Inselbewohner die Tinte
nicht halten, wie es der begnadete
Übersetzer Harry Rowohlt einmal
ausdrückte. Nun also wollte ein soi-
gnierter Herr den Hauptstädtern das
Oeuvre von Jonathan Swift, Oscar
Wilde, William Butler Yeats und
John Millington Synge näherbringen.

Ein leger gekleideter Mann betrat
die Bühne, plauderte ein bisschen
über die Themen irischer Autoren
wie Armut, Trunksucht und Regen,
machte es sich in einem Lehnstuhl
gemütlich und las mit Inbrunst aus
den Werken seiner Lieblingsschrift-

steller. Der da so elegant vortrug,
war kein Geringerer als Seine Exzel-
lenz der Botschafter von Irland, Dan
Mulhall. Seine Zuhörer fesselte der
Diplomat mit amüsanten Dialogsze-
nen, bei denen er die Rollen in je-
weils anderer Tonlage sprach, und
ließ sich auch nicht irritieren, als in
dem schon betagten Theater ein
Scheinwerfer seinen Geist aufgab.

Dass Mulhall für den Abend acht
Euro Eintritt nahm und nur Mineral-
wasser trank, gab zwar Anlass zur
Sorge über die Lage des diplomati-
schen Dienstes in dem von Finanzkri-
sen gebeutelten Land. Doch auch
ohne Guinness zeigte der Mann, dass
er für die Bühne geschaffen ist. Zum
Schluss gab er ein irisches Volkslied
zum Besten, wobei er begeistert mit
der Hand den Rhythmus schlug.

Unwillkürlich dachte man dabei,
wie es denn wäre, wenn etwa Minis-
terpräsident Kurt Beck sich in ähnli-
cher Weise den Berlinern als Bot-

schafter seines Landes präsentieren
würde – auf einem Lehnstuhl sit-
zend, die Werke von Lina Sommer,
dem Bellemer Heiner oder Paul
Münch vortragend. Am Ende könnte
der Mann aus Steinfeld dann das
Pfalzlied von den „Anonyme Gidda-
rischde“ anstimmen: „Kennscht du
Trippstadt, Hertlingshause, Grünsch-
tadt, Eisebersch un Forscht? Hoscht
du emol uff‘ me Woifescht denne
Leid dort zugehorscht? Trinkschd du
gern emol en Schorle un ischt gern e
Lewwerworscht? Gehscht du öfters
in die Volle un hoscht mehr wie onn-
re Dorscht?“

Aber nach seinen eigenen Erfah-
rungen in Berlin denkt Beck wahr-
scheinlich, dass die Hauptstadt-
Schnösel so viel Pfälzer Feingeist gar
nicht verdient haben. So wird er
wohl in der Mainzer Staatskanzlei
bleiben und leise den Refrain sum-
men: „Annerschtwu is annerscht –
un halt net so wie in de Palz.“

BERLIN (rop). Die deutschen Zöllner
stoßen bei Kontrollen an den Gren-
zen immer häufiger auf hohe Bar-
geldsummen, die nicht deklariert
worden sind. Wie aus der Jahressta-
tistik 2010 des Zolls hervorgeht,
stellten die Beamten im vergange-
nen Jahr bei Bargeldkontrollen 38
Millionen Euro sicher – das ist
mehr als doppelt so viel wie im Jahr
zuvor.

Der Kampf gegen Geldwäsche und
Steuerhinterziehung sei eine wichti-
ge Aufgabe des Zolls, sagte Finanzmi-
nister Wolfgang Schäuble (CDU), als
er gestern in Berlin die Jahresbilanz
vorlegte. Reisende, die mehr als
10.000 Euro mit sich führen, müssen
den Geldbetrag an den Außengren-
zen der Europäischen Union anmel-
den. Viele tun es nicht, und so hat
die Zahl der Bußgeldbescheide im
vergangenen Jahr von 1860 auf
knapp 2300 zugenommen.

Seit einigen Jahren verstärken die
deutschen Steuerbehörden den
Kampf gegen Steuerflüchtlinge. Meh-
rere Länderfinanzverwaltungen er-
warben im vergangenen Jahr Steuer-
CDs aus der Schweiz und Liechten-
stein, auf denen sich Angaben zu
deutschen Inhabern von Schwarz-
geldkonten finden. Ob der Anstieg
der erfolgreichen Bargeldkontrollen
im Zusammenhang mit den Steuer-
vergehen steht, wollte der Zoll nicht
sagen. Nicht selten würden bei Bar-
geldkontrollen auch Reisende er-
wischt, die nicht wissen, dass sie hö-
here Summen angeben müssen. Wer-
den größere Bargeldbeträge gefun-
den, verlangt der Zoll, dass die Her-
kunft des Geldes nachgewiesen wird.

Ein weiterer Schwerpunkt des
Zolls war im vergangenen Jahr der
Kampf gegen illegale Beschäftigung
und Schwarzarbeit. Die rund 6500
Mitarbeiter der Finanzkontrolle

Schwarzarbeit hätten ihre Kontrol-
len nochmals ausgeweitet, sagte
Schäuble. Sie überprüften im Jahr
2010 rund 66.000 Arbeitgeber.
510.000 Ermittlungsverfahren wur-
den eingeleitet, das waren 20.000
Verfahren mehr als im Jahr zuvor.

Die Ermittler stießen im Bereich
der Schwarzarbeit immer öfter auf
Formen der organisierten Kriminali-
tät, sagte Schäuble. In einem großen
Fall deckten mehr als 500 Zöllner ein
Firmengeflecht auf, das die illegale
Beschäftigung in Schlachthöfen be-
trieb. Über die Jahre hinweg seien
1000 Arbeitnehmer rechtswidrig an
Schlachthöfe vermittelt worden.

Immer häufiger entdecken die Zöll-
ner auch Marken- und Produktpirate-
rie. Im Jahr 2010 stoppte der Zoll 2,4
Millionen gefälschte Waren im Wert
von annähernd 100 Millionen Euro
an den Grenzen. Dabei gelangten vie-
le Markenfälschungen auf dem Post-
weg nach Deutschland. Aus Anlass

der Fußball-Weltmeisterschaft be-
stellten viele Kunden Fanartikel über
das Internet. Dabei fanden die Beam-
ten häufig in Sendungen aus Thai-
land Fälschungen. Auf China und
Hongkong entfällt nach wie vor der
größte Teil der von den Zollbehör-
den konfiszierten Waren.

Häufig werden auch Sonnenbril-
len, Handtaschen, Uhren, Briefta-
schen, Kleidung und Sportschuhe ge-
fälscht, aber auch Maschinen und
Werkzeuge sowie Mobiltelefone.
Stark zugenommen hat nach der Jah-
resbilanz des Zolls auch die Einfuhr
illegaler Medikamente.

Weniger erfolgreich war der deut-
sche Zoll beim Aufspüren von Ziga-
rettenschmuggel. Die Zahl der sicher-
gestellten Zigaretten ging deutlich
zurück. Dies ist darauf zurückzufüh-
ren, dass Zigaretten vermehrt in klei-
nen Mengen geschmuggelt werden.
Außerdem wird stärker an den EU-
Außengrenzen kontrolliert.

Zu den Meilensteinen des 20. Jahr-
hunderts gehörte die Dekolonisie-
rung. Im Dutzend entließen Mäch-
te wie Großbritannien und Frank-
reich in den Jahrzehnten nach dem
Zweiten Weltkrieg ihre Untertanen
in Übersee in die Unabhängigkeit.
Nicht selten musste dies mit Blut-
vergießen erkämpft werden. Diese
Erfahrungen prägen bis heute die
politische DNA nordafrikanischer
Länder wie Libyen, das 1951 von
Italien unabhängig wurde. Dass
dort jemand wie Gaddafi zum Füh-
rer aufsteigen konnte, ist nur damit
zu erklären, dass er stets für einen
eigenen Weg stand, ja, meisterlich
den Antiimperialisten gab. Nicht
nur die Kolonialzeit an sich, son-
dern auch die wirtschaftliche Aus-
beutung von Ex-
Kolonien, die bis
heute andauert, er-
klären, dass auch
die bestgemeinte
Militärinterventi-
on der Nato in Libyen zum Rohrkre-
pierer werden muss.

Jüngste Abenteuer wie der Irak-
krieg lassen umgekehrt auch die
westlichen Mächte am Sinn einer
Militärintervention zweifeln. Abge-
sehen von den neuen Konflikten,
die jede Form der Gewalt auslöst,
müssen sie sich fragen, ob sie sich
das finanziell leisten können und in
der eigenen Bevölkerung genügend
Rückhalt haben. Der Krieg in Afgha-
nistan ist nicht minder wichtig, um
ein Regime zu verhindern, das die
Menschenrechte verachtet. Trotz-
dem hat es die Bundesregierung
auch binnen eines Jahrzehnts nicht
geschafft, die Deutschen mehrheit-
lich davon zu überzeugen, dass Bun-
deswehrsoldaten ihr Leben am Hin-
dukusch riskieren sollen.

Selbst bei einer Flugverbotszone
für Libyen gäbe es neues Blutvergie-
ßen. Unter den eigenen Streitkräf-
ten, aber unter der Bevölkerung Li-
byens, dessen Luftabwehr am Bo-
den erst einmal ausgeschaltet wer-
den müsste. Insofern haben die EU-
Staats- und Regierungschefs in der

Libyenfrage nur die Wahl zwischen
Pest und Cholera.

Erschwerend kommt hinzu:
Selbst wenn per Flugverbotszone
und Sanktionen wie die Sperrung
der Auslandskonten Oberst Gadda-
fi in die Knie gezwungen würde –
was käme denn danach? Frank-
reichs Vorpreschen, indem es den
Rebellenrat anerkannt hat, ist
höchst problematisch. Gegen Kon-
takte zur libyschen Opposition, um
sich ein besseres Bild zu machen,
ist nichts zu sagen; Berlin tut das,
Washington sowieso. Aber sich fest-
zulegen, wer einen Staat völker-
rechtlich vertritt, ist etwas anderes.
Zumal die heutigen Rebellen zum
Gutteil führende Leute des alten Re-
gimes waren.

Europas Ziel
muss es dennoch
sein, dass ein
Sturz Gaddafis ge-
lingt und zwar
aus der libyschen

Bevölkerung heraus. Die Bewaff-
nung von Rebellen wird unabding-
bar sein. Ferner braucht es gegebe-
nenfalls eine humanitäre Luftbrü-
cke.

Gezielte Luftschläge, wie Frank-
reichs Präsident Sarkozy sie vor-
schlägt? 1986 fackelte US-Präsi-
dent Reagan nicht lange und bom-
bardierte Libyen. Gaddafis Tochter
kam dabei ums Leben, der Diktator
selber entkam. Letztens nutzte er
eine damals ausgebombte Resi-
denz als Kulisse für eine Rede, in
der er sich einmal mehr als Retter
seines Volkes vor den Kolonial-
mächten stilisierte.

Damit die libyschen Rebellen
nicht als Lakaien des Westens da-
stehen, sollten nicht Großbritan-
nien oder Frankreich, sondern eher
die arabischen Staaten, allen voran
Nachbar Ägypten eine internationa-
le Mission anführen. Was EU- und
US-Politiker sicher künftig tun müs-
sen, ist einfach dies: ehrlich sein.
Demokratie predigen und Diktato-
ren hofieren, das muss endlich ein
Ende haben.

Angela Merkel hat ihren Pakt be-
kommen. Neben weiteren Sparan-
strengungen in Portugal, Irland
und Griechenland braucht sie ihn,
um den Deutschen die bevorstehen-
de Ausweitung des Euro-Rettungs-
schirmes schmackhaft machen zu
können. Seht her, so die Botschaft,
allen Partnerländern im gemeinsa-
men Währungsraum sind harte Re-
formen abgerungen worden!

Es wäre dennoch unfair, die Wirt-
schaftsregierung oder den Wettbe-
werbspakt, die nun den Namen
„Pakt für den Euro“ bekommen ha-
ben, auf ein taktisches Geplänkel
zu reduzieren. Natürlich klingen
die darin vereinbarten Maßnah-
men weicher, als sie im ersten deut-
schen Forderungskatalog klangen.
Das aber ist das Wesen Europas –
jeder, auch der Größte und Reichs-

te, muss Zugeständnisse machen.
Der Fortschritt liegt darin, dass nun
auch Politikbereiche, die nicht Teil
der EU-Kompetenz sind, aufeinan-
der abgestimmt werden.

Für viele europäische Bürger
dürfte der Wettbewerbspakt hart
werden: Eiserne Schuldenregeln,
höhere Renteneintrittsalter, verän-
derte Arbeitsmarktgesetze, verord-
nete Lohnzurückhaltung im öffent-
lichen Dienst, ja sogar die Ansage,
die Lohnfindung generell zu über-
denken – all das sind Maßnahmen,
die die Menschen zu spüren bekom-
men werden. Dass die Gewerk-
schaften daher von einem „teufli-
schen Pakt“ reden, kann man ihnen
nicht verdenken. Das soziale Kon-
fliktpotenzial wächst, da die Kos-
ten der Krise immer einseitiger ver-
teilt werden.

Technik voller Risiken
VON WOLFGANG BLATZ

Pakt mit Härten
VON CHRISTOPHER ZIEDLER, BRÜSSEL

Militärchef der Eta in
Frankreich festgenommen
In einem Ferienhaus in der Grenzregion
zu Belgien hat die französische Polizei
den Militärchef der baskischen Unter-
grundorganisation Eta festgenommen.
Neben Alejandro Zobarán Arriola seien
der Logistik-Chef Mikel Oroz Torrea und
zwei weitere Eta-Mitglieder verhaftet
worden, teilte das spanische Innenminis-
terium gestern mit. Der knapp 30-jähri-
ge Zobarán führte erst seit Mai 2010
den militärischen Apparat der Eta; sein
Vorgänger war im südwestfranzösischen
Bayonne festgenommen worden. Zoba-
rán wäre das sechste Führungsmitglied
der Eta, das binnen zwei Jahren verhaf-
tet wurde. (afp)

Innenminister Friedrich will
schärferes Ausländerrecht
Bundesinnenminister Hans-Peter Fried-
rich (CSU) hat sich für die Verschärfung
des Ausländerrechts ausgesprochen. Es
gehe darum, „einen Gleichklang von For-
dern und Fördern im Ausländerrecht her-
beizuführen“, sagte er gestern dem ZDF.
Deutsch zu lernen sei eine Vorausset-
zung für Integration und dafür, dass Men-
schen in einem Land bleiben wollen.
Friedrich bekräftigte zugleich, dass die
Koalition ein Bleiberecht für gut integrier-
te Jugendliche einführen wolle. (epd)

Prozess gegen Charles Taylor
nach drei Jahren beendet
Nach mehr als drei Jahren ist in den
Niederlanden der Prozess gegen Liberi-
as Ex-Präsidenten Charles Taylor zu
Ende gegangen. Ihm werden Kriegsver-
brechen und Verbrechen gegen die
Menschlichkeit vorgeworfen. Die Ankla-
ge bekräftigte gestern ihre Überzeu-
gung, dass Taylor hinter den morden-
den Rebellen im Nachbarland Sierra Leo-
ne stand. Das Urteil soll im Sommer fal-
len. (afp)

Illegale Beschäftigung und Schwarzarbeit sind ein wichtiges Betätigungs-
feld der organisierten Kriminalität – und damit auch des Zolls.  FOTO: DAPD

Zwischen Pest und Cholera
VON ILJA TÜCHTER

Der Atomnotstand in Japan führt vor Augen, wie schnell es mit

der Sicherheit von Nuklearanlagen vorbei sein kann.

„… verarbeiten wir das Ganze doch lieber wieder zu Nahrungsmitteln!“  KARIKATUR: HAITZINGER

Militärisches Eingreifen in Libyen mag moralisch geboten erscheinen.

Aber Europa muss sich zurückhalten. Wenn überhaupt jemand

gefordert ist, dann sind es die arabischen Nachbarn.

Angela Merkel wollte und bekommt ihren „Pakt für den Euro“.

Für die Bürger enthält dieser einige Zumutungen.

Zoll macht Jagd auf
Schwarzgeld und Schwarzarbeit
Im vergangenen Jahr 38 Millionen Euro an deutschen Grenzen sichergestellt

Gezielte Luftschläge?

Das gab es 1986 bereits.

Gaddafi ist immer noch da.

Singende Exzellenz
SCHWARZ-ROT-BUNT: Was Kurt Beck vom Botschafter Irlands lernen kann
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